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A. Legistik/Begutachtung

1. Standort-Entwicklungsgesetz (StEntG)
Die BReg legte Anfang Juli den Entwurf für ein Standort-Entwick-
lungsgesetz (StEntG) zur Begutachtung vor. Dieses soll für be-
stimmte Projekte im öffentlichen Interesse („standortrelevante
Vorhaben“) wesentliche Vereinfachungen im UVP-Verfahren
bringen.

Ob ein Projekt im besonderen öffentlichen Interesse der Re-
publik Österreich liegt, hat die BReg regelmäßig, jedenfalls einmal
im Kalenderhalbjahr, zu entscheiden. Antragsberechtigt sind die
Landeshauptleute sowie die Mitglieder der BReg. Ein neu zu
schaffender Standortentwicklungsbeirat (beschickt von denMinis-
terien) hat dafür eine Empfehlung auszusprechen. Die BReg erlässt
nach der Entscheidung auf Vorschlag der Bundesministerin für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort eine V, mit der standort-
relevante Vorhaben veröffentlicht werden, denen das besondere
öffentliche Interesse der Republik Österreich bestätigt wurde.

Die UVP-Verfahren zu diesen Vorhaben sollen insb folgende
Besonderheiten aufweisen:
Ü Nach Abschluss der öffentlichen mündlichen Verhandlung vor

der UVP-Beh ist das Ermittlungsverfahren geschlossen und es
können keine neuen Tatsachen und Beweismittel mehr vorge-
bracht werden. Danach ist innerhalb von acht Wochen der Be-
scheid auszufolgen.

Ü Sofern der Genehmigungsantrag eines standortrelevanten Vor-
habens im besonderen öffentlichen Interesse der Republik
nicht binnen einen Jahres ab Kundmachung des Vorhabens
in der Verordnung zurück- oder abgewiesen wurde, ist das
standortrelevante Vorhaben gem dem UVP-G zu genehmigen
und der Genehmigungsbescheid auszufolgen.

Ü Gegen einen UVP-Bescheid ist die Beschwerde an das BVwG
nur zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage ab-
hängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt.

Ü Das BVwG darf bei Beschwerden gegen einen solchen UVP-Be-
scheid keine öffentliche mündliche Verhandlung durchführen.

Ü Das BVwG hat gegen Beschwerden ohne unnötigen Aufschub,
spätestens aber drei Monate nach deren Einlangen zu entschei-
den.

Auf die Frage der Verfassungs- und Unionsrechtskonformität des
Entwurfs soll an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden. Es
bestehen gewisse Zweifel.1)

2. Aarhus-Beteiligungsgesetz

Die jüngsten Entwicklungen in der europäischen Rspr haben in
Österreich doch tatsächlich zu einem Umdenken geführt, ob nicht
der betroffenen Öffentlichkeit und va NGOs mehr als bisher
Rechte in umweltrelevanten Genehmigungsverfahren einzuräu-
men sein könnten. Das alles geschieht aber nicht unter Heranzie-
hung der Bedarfskompetenz im AVG, sondern zurzeit ausschließ-
lich in den Materiengesetzen.

So sollen zukünftig im Anwendungsbereich des AWGUmwelt-
organisationen (UO) nicht nur in Genehmigungsverfahren (Neu-
anlagen und wesentliche Änderungen) betreffend IPPC-Anlagen
Parteistellung erhalten, sondern auch betreffend Seveso-Betrieben;
gleichzeitig wird für solche Anlagen gegenüber UO eine der GewO

vergleichbare Zustellungsfiktion eingeführt. Weiters sollen bspw
wesentliche Inhalte von Genehmigungsbescheiden auf der Inter-
netseite der Beh und unter www.edm.gv.at kundgemacht werden.
Ab dem Tag dieser Kundmachung hat eine UO für sechs Wochen
das Recht auf Akteneinsicht. Zwei Wochen nach dieser Kundma-
chung gilt der Bescheid gegenüber UO als zugestellt; diesen
kommt ein Beschwerderecht an das LVwG zu. Im vereinfachten
und im Anzeigeverfahren soll es hingegen keine Beteiligungs- oder
Beschwerderechte für UO geben. Ähnlich verhält es sich mit den
Novellierungsvorschlägen im WRG. Wir dürfen daher gespannt
sein, was davon tatsächlich Gesetz und was davon wiederum uni-
onsrechtskonform aus Sicht der Gerichte sein wird.

B. Judikatur

1. Umwelt-NGOs erfolgreich: LVwG NÖ hebt
Otterabschuss auf

Die NÖ LReg hatte bis zum 30. 6. 2018 befristet Eingriffe in die nö
Fischotterpopulation genehmigt. Gegen diese Bewilligung richte-
ten die anerkannten UO WWF und ÖKOBÜRO Beschwerden an
das LVwG NÖ. Dieses hob am 25. 6. 2018 den Beschluss auf und
verwies die Sache damit an die Beh zurück (LVwG-AV-564/
001–2018, LVwG-AV-624/001–2017).

Das LVwG NÖ hatte zunächst zu entscheiden, ob den beiden
NGOs Parteistellung in dem Verfahren zukommt. Das Gericht er-
kannte diese (abweichend von der NÖ LReg) zu und folgte damit
der Rspr des EuGH in den Fällen Braunbär 2 (C-243/15) und Pro-
tect (C-664/15). Da die Bewilligung der Entnahme der Fischotter
den UO nie zugestellt worden war, konnten diese somit als über-
gangene Parteien unmittelbar Beschwerde gegen den Bescheid
beim LVwG einbringen.

Inhaltlich hatten die UO va vorgebracht, dass veraltete und so-
mit ungeeignete Datensätze zur aktuellen Otterpopulation ver-
wendet, die zu untersuchenden Regionen fehlerhaft bestimmt
und die Populationen angrenzender Bundesländer bei der Erstel-
lung des Bescheids außer Acht gelassen worden wären.

Das LVwG begründete die Entscheidung zur Aufhebung und
Zurückverweisung schließlich mit der deutlich mangelhaften
Durchführung des Ermittlungsverfahrens durch die ErstBeh. Mit
Verweis auf die Judikatur des VwGH zu § 28 Abs 2 und 3 VwGVG
legte das Gericht dar, dass aufgrund glaubhaft gemachter Mängel
im Ermittlungsverfahren und durch die Nicht-Einbindung von
UO das Verfahren derart „krass“ mangelhaft erfolgt sei, dass es
weder zeiteffizienter noch kostensparender wäre, als VwG diese
Schritte nachzuholen.2)
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1) Siehe auch umweltrechtsblog.at v 18. 7. 2018 (Reichel).
2) umweltrechtsblog.at v 9. 7. 2018 (Schamschula).


